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Entscheidungsdatum

31.01.2018
Norm

ASVG 8410

B-VG Art.133 Abs4

VWGVG §28 Abs1

VWGVG 8§31 Abs1

. ASVG § 410 heute

ASVG § 410 giiltig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2013

ASVG § 410 giltig von 01.01.2005 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 142/2004
ASVG § 410 giltig von 01.08.1998 bis 31.12.2004 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/1998
ASVG § 410 giiltig von 01.01.1973 bis 31.07.1998 zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 31/1973

—_

A N

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

SO 0w e N ol AW

-

—

VwWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

w

VWGVG § 31 heute

VwGVG § 31 guiltig ab 01.09.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

VwGVG § 31 gultig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VWGVG § 31 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016
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W156 2165163-1/10E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Alexandra Krebitz Uber die Beschwerden des Z XXXX T
XXXX, 7 XXXX U XXXX XXXX , gegen die Bescheide der Burgenlandischen Gebietskrankenkasse vom 21.04.2017, ZI. XXXX
, betreffend Einbeziehung des W XXXX L XXXX S XXXX und des G XXXX A XXXX in die Pflichtversicherung nach dem ASVG
und Nachverrechnung von Sozialversicherungsbeitragen und gegen den Bescheid vom 24.04.2017, ZI. XXXX ,
betreffend Vorschreibung eines Beitragszuschlages beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die
Richterin Mag. Alexandra Krebitz tber die Beschwerden des Z rémisch 40 T romisch 40, 7 rémisch 40 U rémisch 40
romisch 40, gegen die Bescheide der Burgenldandischen Gebietskrankenkasse vom 21.04.2017, ZI. rémisch 40,
betreffend Einbeziehung des W rémisch 40 L romisch 40 S romisch 40 und des G romisch 40 A rodmisch 40in die
Pflichtversicherung nach dem ASVG und Nachverrechnung von Sozialversicherungsbeitragen und gegen den Bescheid

vom 24.04.2017, ZI. rémisch 40, betreffend Vorschreibung eines Beitragszuschlages beschlossen:
A) Das Verfahren wird eingestellt.

B) Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1.1. Mit Bescheiden vom 21.03.2017, XXXX , wurden W XXXX L XXXX S XXXX und G XXXX A XXXX fur ihre Tatigkeit fur den
Beschwerdefihrer fir die im Spruch des angefochtenen Bescheides genannten Zeitrdume in die Pflichtversicherung in
der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung nach dem ASVG und der Arbeitslosenversicherung nach dem AIVG
einbezogen. Mit Bescheid vom 24.04.2017, ZI. XXXX , wurde dem Beschwerdefuhrer ein Beitragszuschlag nach dem
ASVG vorgeschrieben.1.1. Mit Bescheiden vom 21.03.2017, rémisch 40, wurden W rémisch 40 L rdmisch 40 S rémisch
40 und G romisch 40 A romisch 40 fur ihre Tatigkeit fir den Beschwerdefihrer fir die im Spruch des angefochtenen
Bescheides genannten Zeitrdaume in die Pflichtversicherung in der Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung nach
dem ASVG und der Arbeitslosenversicherung nach dem AIVG einbezogen. Mit Bescheid vom 24.04.2017, ZI. rémisch 40

, wurde dem Beschwerdeflhrer ein Beitragszuschlag nach dem ASVG vorgeschrieben.
1.2. Gegen diese Bescheide erhob der Beschwerdefihrer fristgerecht Beschwerden.

1.3. Mit Telefonat und Mail vom 19.1.2018 gab der Beschwerdeflihrer bekannt, seine Beschwerden gegen die im

Spruch zitierten Bescheide zurlckzuziehen.
IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Mit Telefonat und Mail vom 19.1.2018 zog der Beschwerdefiihrer seine Beschwerden gegen die im Spruch zitierten

Bescheide zuruck.
2. Beweiswurdigung:

Mit Telefonat und Mail vom 19.1.2018 hat der Beschwerdefiihrer zweifelsfrei seinen Willen geduRert, die

gegenstandlichen Beschwerden zurlickziehen zu wollen.
3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.3.1. Gemal3 Paragraph 28, Absatz eins, VwGVG
hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht

zurlckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.

Gemal 8 28 Abs. 2 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wennGemal3 Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber

Beschwerden gemal? Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn
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1. der mafgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

GemalR§ 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein
Erkenntnis zu fallen ist.Gemal Paragraph 31, Absatz eins, VwGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen
durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Zu A) Einstellung des Verfahrens:

3.2. GemalR§ 7 Abs. 2 VWGVG ist eine Beschwerde nicht mehr zulassig, wenn die Partei nach Zustellung oder
Verkundung des Bescheides ausdrticklich auf die Beschwerde verzichtet hat. Eine Zurlickziehung der Beschwerde
durch den Beschwerdeflhrer ist in jeder Lage des Verfahrens ab Einbringung der Beschwerde bis zur Erlassung der
Entscheidung mdglich (Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, 8 7 VWGVG, K 6)3.2.
Gemal Paragraph 7, Absatz 2, VwWGVG ist eine Beschwerde nicht mehr zulassig, wenn die Partei nach Zustellung oder
Verkundung des Bescheides ausdrticklich auf die Beschwerde verzichtet hat. Eine Zurlickziehung der Beschwerde
durch den Beschwerdefuhrer ist in jeder Lage des Verfahrens ab Einbringung der Beschwerde bis zur Erlassung der
Entscheidung moglich (Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, Paragraph 7, VwWGVG, K
6).

Dasselbe folgt sinngemal aus 8 17 VwGVG iVm 8 13 Abs. 7 AVG.Dasselbe folgt sinngemal aus Paragraph 17, VWGVG in
Verbindung mit Paragraph 13, Absatz 7, AVG.

Die Annahme, eine Partei ziehe die von ihr erhobene Berufung zuruck, ist nur dann zuldssig, wenn die entsprechende
Erklarung keinen Zweifel daran offen lasst. Mal3gebend ist daher das Vorliegen einer in dieser Richtung eindeutigen
Erklarung (vgl. z.B. VwGH 22.11.2005, 2005/05/0320, zur insofern auf die Rechtslage nach dem VwGVG Ubertragbaren
Judikatur zum AVG).Die Annahme, eine Partei ziehe die von ihr erhobene Berufung zurlck, ist nur dann zulassig, wenn
die entsprechende Erklarung keinen Zweifel daran offen lasst. MalRgebend ist daher das Vorliegen einer in dieser
Richtung eindeutigen Erklarung vergleiche z.B. VwGH 22.11.2005, 2005/05/0320, zur insofern auf die Rechtslage nach
dem VwGVG ubertragbaren Judikatur zum AVG).

In welchen Fallen "das Verfahren einzustellen" ist & 28 Abs. 1 VWGVG), regelt das VwGVG nicht ausdrucklich. Die
Einstellung steht nach allgemeinem Verstandnis am Ende jener Verfahren, in denen ein Erledigungsanspruch nach
Beschwerdeeinbringung verloren geht, worunter auch der Fall der Zurlickziehung der Beschwerde zu subsumieren ist
(vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013] 8§ 28 VWGVG, Anm. 5).In welchen Fallen "das
Verfahren einzustellen" ist (Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG), regelt das VWGVG nicht ausdrucklich. Die Einstellung
steht nach allgemeinem Verstandnis am Ende jener Verfahren, in denen ein Erledigungsanspruch nach
Beschwerdeeinbringung verloren geht, worunter auch der Fall der Zurlickziehung der Beschwerde zu subsumieren ist
vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren [2013] Paragraph 28, VwGVG, Anmerkung 5).

Daraus folgt:

Gegenstandlich liegt eine eindeutige Erkldrung der Zurlckziehung der Beschwerde vor, da die Beschwerdefuhrerin die
Zuruckziehung - wie im Rahmen der Beweiswurdigung bereits dargelegt wurde - schriftlich eindeutig zum Ausdruck
gebracht hat.

Der angefochtene Bescheid ist aufgrund der von der Beschwerdeflhrerin erkldrten Zurtckziehung der Beschwerde
rechtskraftig geworden. Damit ist einer Sachentscheidung insoweit die Grundlage entzogen, weshalb mit Beschluss die
Einstellung des betreffenden Beschwerdeverfahrens auszusprechen war.

Zum Entfall der mundlichen Verhandlung

3.3 Gemal 8 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts
wegen eine offentliche mandliche Verhandlung durchzufihren.3.3 GemaR Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG hat das
Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche mundliche
Verhandlung durchzufihren.

Die Einstellung des Beschwerdeverfahrens wegen Zurtickziehung der Beschwerde ist ihrem Wesen nach mit einer
Zuruckweisung vergleichbar. Fir eine Zurtckweisung sieht 8 24 Abs. 1 Z 1 VwGVG ausdrucklich die Moglichkeit des
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Entfalls der mandlichen Verhandlung vor.Die Einstellung des Beschwerdeverfahrens wegen Zurlckziehung der
Beschwerde ist ihrem Wesen nach mit einer Zurtckweisung vergleichbar. Flr eine Zurlckweisung sieht Paragraph 24,
Absatz eins, Ziffer eins, VwWGVG ausdricklich die Méglichkeit des Entfalls der mandlichen Verhandlung vor.

Die mundliche Verhandlung konnte gemal3 § 24 Abs. 4 VWGVG aber auch deshalb unterbleiben, weil der Sachverhalt
aus dem Verwaltungsakt in Verbindung mit der Beschwerde und deren ausdrticklichen Zurlckziehung hinreichend
geklart ist. Art. 6 Abs. 1 EMRK steht dem Entfall der mindlichen Verhandlung nicht entgegen. Die Verfahrensgarantie
des "fair hearing" iSd Art. 6 Abs. 1 EMRK kommt nicht zur Anwendung, wenn einer Entscheidung in der Sache
Prozesshindernisse entgegenstehen (vgl. hiezu die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes VfSlg. 17.063/2003
und 19.175/2010 sowie des Verwaltungsgerichtshofes VwGH 21.11.2012,2008/07/0161 und VwGH 23.06.2014,
2013/12/0224, je mwH). Diese Judikatur ist aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichtes auch auf Falle Ubertragbar, in
denen ein Erledigungsanspruch (erst) nach Beschwerdeeinbringung verloren geht.Die mindliche Verhandlung konnte
gemal Paragraph 24, Absatz 4, VWGVG aber auch deshalb unterbleiben, weil der Sachverhalt aus dem Verwaltungsakt
in Verbindung mit der Beschwerde und deren ausdrucklichen Zurtckziehung hinreichend geklart ist. Artikel 6, Absatz
eins, EMRK steht dem Entfall der mindlichen Verhandlung nicht entgegen. Die Verfahrensgarantie des "fair hearing"
iSd Artikel 6, Absatz eins, EMRK kommt nicht zur Anwendung, wenn einer Entscheidung in der Sache
Prozesshindernisse entgegenstehen vergleiche hiezu die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes VfSig. 17.063
aus 2003, und 19.175 aus 2010, sowie des Verwaltungsgerichtshofes VwGH 21.11.2012, 2008/07/0161 und VwGH
23.06.2014,2013/12/0224, je mwH). Diese Judikatur ist aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichtes auch auf Falle
Ubertragbar, in denen ein Erledigungsanspruch (erst) nach Beschwerdeeinbringung verloren geht.

ZU B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung (vgl. zur
Einstellung bei Zurtckziehung etwa VwGH 22.11.2005, 2005/05/0320; 29.04.2015, Fr 2014/20/0047). Weiters ist die
vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.Die Revision ist
gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der L&sung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung vergleiche zur Einstellung
bei Zurickziehung etwa VwGH 22.11.2005, 2005/05/0320; 29.04.2015, Fr 2014/20/0047). Weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.
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